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G e s u n d h e i t s w e s e n

Obligatorische Krankenkasse: 
Mehrheit der Schweizer wird ab 
2014 vom Staat unterstützt
Verläuft die Entwicklung weiter wie bis anhin, hat ab 2014 die Mehrheit der Schweizer  
Anspruch auf eine Prämienverbilligung bei der obligatorischen Krankenpflegeversicherung.

Das schweizerische Gesundheits-
wesen kostet rund 52 Milliarden 
Franken (2004), davon entfällt ein 
Drittel auf die obligatorische Kran-
kenpflegeversicherung (OKP). De-
ren Kosten sind im letzten Jahr 
um 5,4 Prozent auf 19,1 Milliar-
den Franken angestiegen. Die Zu-
nahme fiel stärker aus als 2003 und 
2002, entspricht aber dem langjäh-
rigen Durchschnitt seit der Einfüh-
rung des Krankenversicherungsge-
setzes im Jahre 1996.

Die Bruttoleistungen der obliga-
torischen Krankenkassen beliefen 
sich im Jahr 2004 für die Versicher-
ten auf durchschnittlich 2595 Fran-

ken. Davon trugen die Versicher-
ten via Franchisen und Selbstbehalt 
385 Franken selber. Von den obliga-
torischen Krankenkassen bezogen 
damit die Versicherten im Durch-
schnitt 2210 Franken pro Jahr. Die-
ser Betrag muss in Form von Prä-
mien durch die Versicherten selbst 
finanziert werden.

Wenn diese Prämien jährlich um 
5% wachsen, geraten die Haushal-
te, deren Einkommen seit Jahren 
stagnieren, unter Druck. Damit die 
unteren Einkommensklassen nicht 
wegen der Krankenkassen unter die 
Armutsgrenze gedrückt werden, 
werden Prämienverbilligungen aus-
gerichtet. Dabei soll die Belastung 
durch die Krankenversicherungs-
prämien einen bestimmten Anteil 
des steuerbaren Haushaltseinkom-
mens nicht übersteigen.

Nun deutet alles darauf hin, dass 
sich die Schere zwischen der Ein-
kommens- und der Prämienent-
wicklung weiter öffnen wird. So-
lange die Prämien aber schneller 
wachsen als die Haushaltseinkom-

men, wird auch der Anteil der Be-
züger von Prämienverbilligungen 
stetig wachsen. Nimmt die Ent-
wicklung den gleichen Verlauf wie 
bis anhin, wird ein Durchschnitts-
Haushalt im Jahr 2014 mehr als 
10 Prozent seines verfügbaren 
Einkommens für die Prämien der 
obligatorischen Krankenversi-
cherung aufwenden müssen. Im 
Klartext heisst dies, dass die Mehr-
heit der Haushalte und damit die 
Mehrheit der Schweizer dann ei-
nen Anspruch auf Prämienverbil-
ligung haben wird. Reformen zur 
Eindämmung dieser Kostenexplo-
sion – wie Abstriche vom Leistungs-
katalog - werden dann kaum noch 
möglich sein, weil ja eine Mehrheit 
zu den subventionierten Nutznies-
sern gehört. So kommt es unter dem 
scheinbar harmlosen Titel «So-
zialziel» zu einem schleichenden 
Übergang in ein steuerfinanzier-
tes (und staatliches) Gesundheits-
wesen. Individuelle Verantwortung 
und Kostenbewusstsein entfallen 
dann endgültig.

2014: Verstaatlichung des 
Gesundheitswesens

B i l d u n g

Nur in Australien
Die Zahl der «Bildungs- 
ausländer» ist seit 1990 im 
Vergleich zu Schweizer 
Studenten um 95 Prozent 
angestiegen, auf 21 919 im 
Wintersemester 2003/04. 

Für die Beurteilung der inter-
nationalen Anziehungskraft eines 
Bildungsstandorts können ver-
schiedene Kennzahlen herangezo-
gen werden. Gängigste Methode ist 
die Messung des Ausländeranteils 
an der gesamten Studentenschaft 
nach Staatsbürgerschaft. Ein aussa-
gekräftigeres Bild vermittelt deshalb 
der Anteil so genannter Bildungs-
ausländer, damit sind Studenten 
gemeint, die beim Erwerb ihrer  

I n f r a s t r u k t u r

Tagesschulen: Worauf warten wir noch?
Alles spricht dafür, aber nur der Tessin kennt die flächendeckende Tagesbetreuung.

1980 wurde in Zürich die erste 
Tagesschule der Schweiz eröffnet. 
1994 lag die Zahl der Kinder, die 
ihre schulfreie Zeit unbeaufsichtigt 
verbringen, bereits bei 45 Prozent. 
Trotzdem verfügen auch im Jahr 
2005 von den rund 2500 Gemein-
den der deutschen und der franzö-
sischen Schweiz lediglich 35 über 
eine richtige Tagesschule. Obwohl 
viele Eltern und Lehrpersonen ein 
solches Angebot fordern und fast 
alle politischen Parteien sowie die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmeror-
ganisationen die Einrichtung von 
Tagesschulen in ihren Program-
men aufführen.

Der Mangel an Tagesschulen be-
deutet, dass sich Familie und Beruf 
für die Eltern sehr oft schlecht ver-
einbaren lassen. Davon sind haupt-
sächlich die Frauen betroffen, die 
heute ebenso gut ausgebildet sind 
wie die Männer und auf deren Po-
tenzial die Volkswirtschaft in einer 
alternden Schweiz zunehmend an-
gewiesen ist. Aber auch pädagogi-
sche Überlegungen sprechen für 
die Tagesschule: Unterricht, Frei-
zeit- und Förderaktivitäten, Ver-
pflegung und Hausaufgabenbe-
treuung finden unter einem Dach 
statt; Kindern und Lehrern bietet 
die stabile Tagesstruktur bessere 

Voraussetzungen für erfolgreiches 
Lernen und Lehren.

Insgesamt 4300 Tagesschul-Plät-
ze stehen in der Schweiz momentan 
zur Verfügung. Dem winzigen Be-
treuungsangebot steht die grosse 
Zahl der für einen Platz in Frage 
kommenden Schüler gegenüber: 
153 780 Kinder, die sich im Vor-
schulalter befinden, und 458 944, 
die in die Primarschule gehen. Auch 
wenn die Schülerzahlen über die 
nächsten Jahre abnehmen – das 
BfS rechnet mit 408 731 Primar-
schülern im Jahr 2012, also 50 000 
weniger –, übersteigt die Nachfra-
ge das Angebot bei weitem. 

I n f o r m a t i o n s t e c h n o l o g i e

Internet- 
Serviceangebot:  
Schweiz hinkt 
hinterher
Durchschnittlich 4000 
Franken investierte letztes 
Jahr jeder Schweizer in 
Hard- und Software.

Geht es allerdings um das grund-
legende Serviceangebot im Inter-
net – insbesondere der öffent-
lichen Hand, hinkt die Schweiz 
hinterher. Laut einer Studie der 
EU über die «Online Sophistica-
tion» (März 2005) liegen die In-
ternet-Nutzungsmöglichkeiten in 
Ländern wie Irland, Österreich,  
Grossbritannien sowie in Skan-
dinavien bei über 80 Prozent, in 
der Schweiz hingegen bei nur 60 
Prozent.

In Norwegen oder Schweden ist 
beispielsweise das papierlose Aus-
füllen von Formularen am Compu-
ter, etwa für Autolizenzen, Pässe, 
Stipendien oder Geburtsurkun-
den, beinahe zu 100 Prozent per 
Mausklick möglich. In allen EU-15-
Ländern lässt sich ebenfalls, mit 
Ausnahme von Luxemburg, die 
Steuererklärung vollständig on-
line erledigen, in der Schweiz erst 
etwa zu 70 Prozent.
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10% DES VERFÜGBAREN 
EINKOMMENS PRO 

DURCHSCHNITTS-HAUSHALT

OBLIGATORISCHE KRANKEN-
KASSENPRÄMIEN PRO 

DURCHSCHNITTS-HAUSHALT
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U m w e l t s c h u t z

Feinstaub-Fehlalarm
Das Empörungspotenzial bei Umweltthemen ist hoch. 
Dabei geht es der Schweizer Luft immer besser.

Die Aufregung um hohe Fein-
staub-Belastungen in Deutsch-
lands Grossstädten entzündete 
umgehend eine schweizerische 
Debatte. Das Schweizer Fernse-
hen schlug Feinstaub-Alarm. Die 
«Rundschau» meldete, nirgend-
wo in der Schweiz sei die Luft-
verschmutzung stärker als im 
Tessin. Folge seien massiv mehr 
Atemwegserkrankungen bei Kin-
dern und eine Höchstrate an Lun-
genkrebs.

Ziemlich unkritisch werden je-
weils Quellen als hieb- und stich-
fest präsentiert, welche die These 
vom direkten Zusammenhang zwi-
schen Luftverschmutzung und Er-
krankungen stützen. Ebenso wird 
unterstellt, Grenzwertüberschrei-
tungen würden automatisch die 
Gesundheit gefährden.

Bei allem Respekt vor dem Voll-
zug des Umweltrechts: Grenzwerte 
sind politisch bestimmt und haben 
kaum je eine gesicherte wissen-
schaftliche Grundlage im Sinne 
von medizinisch-epidemiologi-
scher Evidenz haben.

Fälle wie der deutsche Fein-
staub-Alarm – der primär stren-

geren EU-Grenzwerten und nicht 
höheren Luftbelastungen zu «ver-
danken» ist – lenken die öffent-
liche Aufmerksamkeit von den 
tatsächlichen Umwelttrends ab. 
In der BUWAL-Mitteilung zum 
NABEL-Jahresbericht 2003 (Na-
tionales Beobachtungsnetz für 
Luftfremdstoffe) lautet die Haupt-
botschaft: Der Schweizer Luft geht 
es immer besser. 

Messungen in der Schweiz, 
Deutschland und vielen anderen 
Industrieländern zeigen für die mit 
Grenzwerten belegten Luftbelas-
tungen seit mindestens 15 Jahren 
klare, zum Teil geradezu drama-
tische Reduktionen. Die technolo-
gischen Fortschritte wirken sich 
grossflächig aus; dies trifft auch 
auf Feinstäube zu. Russpartikel-
filter für Dieselmotoren werden 
schon bald eine weitere Redukti-
on bringen.

Trotzdem fragt sich niemand, 
weshalb bei rückläufiger allge-
meiner Luftbelastung allergi-
sche Atemwegerkrankungen (an-
geblich) zunehmen? Alles deutet 
darauf hin, dass Zivilisations-
krankheiten oft mehrere Ursa-

chen haben, über deren Zusam-
menwirken man wenig weiss.

Ein eindrückliches Beispiel zum 
fragwürdigen Link zwischen Luft-
verschmutzung und Atemweger-
krankungen liefert Heinz Hug, 
deutscher Lehrbuchautor für 
physikalische Chemie, in seinem 
Buch «Der tägliche Ökohorror». 
In vergleichenden Labortests des 
renommierten Robert-Koch-Ins-
tituts in Berlin zeigte sich über-
raschend, dass die Bewohner der 
früheren DDR trotz der extremen 
Luftverschmutzung vor der Wie-
dervereinigung eine nur halb so 
hohe Häufigkeit an allergischen 
Atemwegserkrankungen aufwie-
sen wie Bewohner der alten Bun-

desrepublik. Dasselbe Bild ergab 
sich beim Vergleich der Städte Er-
furt und Hamburg.

Seit der Wende hat sich jedoch 
die Häufigkeit der allergischen Er-
krankungen bei sinkender Luft-
verschmutzung in den neuen Bun-
desländern den Werten der alten 
Bundesländer angenähert. Vieles 
spricht dafür, dass auch bei Atem-
wegerkrankungen multikausale 
Erklärungen nötig sind.

Hug erwähnt Stressfaktoren, 
unterstreicht aber auch die grosse 
Zunahme der Hausstauballergien 
durch Milben, die im Wohnklima 
der umweltgesetzlich verlangten 
besseren Isolierung von Häusern 
besonders gut gedeihen.
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Immissionsentwicklung an Typ-Standorten 
für den Schadstoff Stickstoffdioxid (NO2-
Jahresmittelwerte 1986 bis 2004).

1986 bis 2004

Immissionsentwicklung an Typ-Standorten 
für den Schadstoff Schwefeldioxid (SO2-
Jahresmittelwerte 1986 bis 2004).

Hochschulzulassung noch nicht 
in der Schweiz gewohnt haben, 
sich also ausschliesslich zu Stu-
dienzwecken in der Schweiz auf-
halten.

Klare Trends sind bei der Her-
kunft von Bildungsausländern 

auszumachen. Knapp 75 Pro-
zent stammen aus Europa, gut 
50 Prozent aus den unmittelbaren 
Nachbarstaaten. Verfünffacht hat 
sich seit 1990 die Zahl der Stu-
dierenden aus osteuropäischen 
Staaten wie Russland, Rumänien 
oder Polen. China stellt die viert-
grösste Gruppe ausländischer Stu-
denten, deutlich vor Österreich 
oder den USA.

Differenzieren lässt sich der Aus-
länderanteil auch nach Studienstu-
fen. Besonders auffällig ist der An-
stieg von Bildungsausländern auf 
Doktoratsstufe: Rund 40 Prozent 
der Promotionen werden an Per-
sonen ohne Schweizer Pass ver-
geben. Im Diplomstudium ist ihr 

Anteil mit 10 Prozent vergleichs-
weise gering, variiert jedoch stark 
nach Universität (ETH Lausanne: 
31,7%, Uni Bern: 5,5%).

Vier Hochschulen erreichen 
einen Wert von über 25 Prozent 
(Università della Svizzera Italia-
na, ETH Lausanne, Uni Genf, Uni 
St. Gallen) und vereinigen damit 
einen Anteil von fast 50 Prozent 
am Total der Bildungsausländer 
auf sich, was auf starke strukturel-
le Unterschiede in der Hochschul-
landschaft hinweist.

Die Einzugsgebiete der einzel-
nen Universitäten sind vor allem 
qualitativ bestimmt. Das belegen 
die von Bildungsausländern be-
vorzugten Studienrichtungen. Na-

mentlich bei Ingenieur- und Na-
turwissenschaften, welche vom 
hervorragenden Ruf der Eidgenös-
sischen Technischen Hochschulen 
profitieren; da hat sich seit 1990 
die Zahl der Bildungsausländer 
mehr als verdoppelt.

Interessant ist in diesem Zusam-
menhang auch ein OECD-Länder-
vergleich, der 2004 für die Schweiz 
eine Quote von 17,2 Prozent an aus-
ländischen Studierenden ausweist, 
was dem zweithöchsten Wert aller 
untersuchten Staaten entspricht. 
Nur Australien zieht mehr Studen-
ten an, wogegen der Ausländer-
anteil in Grossbritannien (10,1%), 
Deutschland (10,1%) und den USA 
(3,7%) deutlich geringer ist.
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Mehr Bildungsausländer 
auf Doktoratsstufe

sind Hochschulen noch internationaler als in der Schweiz
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